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APROPOSIA 
==========

 „Wachstum über Alles“ (Saltatio Mortis)

Getrieben von der Lust am Zuwachs,
besoffen von Geschwindigkeit sind Eitelkeit,

Wachstum und Ego,die drei Todsünden uns‘rer Zeit.
Grenzenlos ist unser Hunger.
Warum werden wir nie satt?

Gnadenlos ist unser Fortschritt
überreizt ist unser Blatt.
Grenzenlos ist unser Hunger.
Warum werden wir nie satt?

Blind vor Gier sieht niemand hier
dass jedes Wachstum Grenzen hat.

Wachstum, Wachstum über alles
über alles in der welt.

Danach lasst uns alle streben 
bis der letzte Groschen fällt.
Eitelkeit und Gier und Ego

sind es, was die Welt erhält.
Wachstum, Wachstum über alles

über alles in der Welt.

Wie Pestilenz und Ungeziefer
vermehrt sich unser Geld vom Zins.

Stillstand heißt Tod - alles muss wachsen
Wie die Marge des Gewinns.

Gnadenlos wächst alles weiter
steckt die ganze Welt in Brand!
Lasst uns über Leichen gehen
Aug‘ um Aug‘ und Hand um Hand!
Gnadenlos wächst diese Plage 
bis ans Ende dieses Wegs.

Auch in Dir wächst das Geschwür



Denn wildes Wachstum heißt auch Krebs.

Wachstum, Wachstum über alles
über alles in der Welt.

Danach lasst uns alle streben 
bis der letzte Groschen fällt.
Eitelkeit und Gier und Ego

sind es, was die Welt erhält.
Wachstum, Wachstum über alles

über alles in der Welt.
Wachstum, Wachstum über alles

über alles in der Welt.

Bestechlichkeit und Geiz und Zinsen 
sind des Geldes Unterpfand –

Wachs‘ im Glanze uns‘res Goldes
wachse, lieber Kontostand!



FEUILLETON-REZENSION
====================
Rezension „Der Terrorist als Gesetzgeber“
Rezension „Grundrechtereport 2016“

„Der Rechtsstaat gilt nur bei schönem Wetter“

Antiterrorthomas und NATO-Gipfel
Terrorismus, Säbelrasseln und gesetzliche Einschränkungen 
der Freiheitsrechte bestimmten im Juli die Tragödien auf 
den Politikbühnen in Europa und außerhalb Europas. Auf den 
Medienbühnen hingegen kam Europa im Zusammenhang mit der 
Europameisterschaft im Fußball vor. Das sportliche Europa 
bestimmte thematisch die Nachrichtenlage in Europa, das 
politische Europa kam hauptsächlich als Spekulation über 
Folgen und Reaktionen auf den Austritt Großbritanniens aus 
der Europäischen Union vor. Die Themen NATO-Gipfel in War-
schau, neue Anti-Terrorgesetze der Bundesregierung und ein 
neues BND-Gesetz kamen zwar auch vor, aber sie gingen im 
Fußballbegleitgeräuschpegel unter. Gesagt ist gesagt, mö-
gen sich die Zuständigen gedacht haben, wer es nicht hört, 
ist selber schuld. Sprechen in der Hoffnung nicht gehört zu 
werden, um sagen zu können, man habe nichts verschwiegen, 
könnte man als eine neue Form der Unredlichkeit auffassen. 
Wenn man das Stimmenwirrwarr ein wenig ordnet, dringt ein 
Wechselgesang ans Ohr zwischen Regierungsgemurmel und dem 
Versuch der Bürgerinitiative „Digitalcourage“, das Gemur-
mel von „Antiterrorthomas“ an die interessierten Ohren der 
Adressaten zu bringen. „Antiterrorthomas“ hat die Initia-
tive zum Spitznamen von Bundesinnenminister Thomas de Mai-
ziere gemacht. Am 8. Juli 2016 hatte die Initiative eine 
Demonstration in Berlin gegen Anti-Terror-Gesetze und BND-
Gesetz in Bewegung gesetzt. (Anmerkung Redaktion: Auf beide 
bezieht sich die Rubrik Zeitgeist in der Ausgabe 106 sowie 
in der Online-Version von „Das Flugblatt“)
Digitalcourage erhält Unterstützung von dem Journalisten 
und Rechtsexperten Heribert Prantl. Prantl kommt mit seinem 



Buch „Der Terrorist als Gesetzgeber“ den Menschenrechtlern 
von Digitalcourage zu  Hilfe wie weiland Feldmarschall 
Gebhard Leberecht von Blücher dem Herzog von Wellington, 
als sie zum Schluss Napoleon, dem korsischen Bedränger Eu-
ropas, bei Waterloo den Hintern versohlten. 
Die Rechte an dem Buch „Der Terrorist als Gesetzgeber“ lie-
gen dem Impressum zufolge seit 2008 bei dem herausgebenden 
Verlag Droemer. Merkwürdig, das in all den Jahren nichts 
von dem Buch bekannt wurde. Oder zu wenig. Auf jeden Fall 
trifft es den Zeitgeist von 2016 so präzise, als habe sich 
der bemüht, Thesen und Schlussfolgerungen des Autors zu 
bestätigen. Der Untertitel des Buches heißt „Wie man mit 
Angst Politik macht“. Dieser Untertitel meldet Anspruch auf 
zeitlose Gültigkeit an. 

Der Rechtsstaat gilt nur bei schönem Wetter.
Beinahe durchgehend wiederholt Heribert an unterschiedli-
chen historischen Beispielen und dem aktuellen Geschehen 
zum Erscheinungszeitpunkt des Buches die stets gleichblei-
bende Feststellung, dass das Recht nicht mehr gilt, wenn es 
gefährdet wird. Der Rechtstaat und seine Vorgänger, sofern 
diese in friedlichen Zeitabschnitten ihres Bestehens Hand-
lungsfreiheit, Schaffensfreiheit oder unantastbare „ver-
briefte Rechtsgarantien“ für die Bürger hatten, waren immer 
nur bei schönem Wetter Grundlage für das Zusammenleben der 
jeweiligen Gesellschaften. Und immer waren es die Garan-
ten des Rechts – also die staatlichen Organe – die es als 
erste außer Kraft setzten, wenn vor den Toren der Stadt 
oder an den Grenzen des Landes eine Gefahr, eine Bedrohung 
oder nur etwas Fremdes auftauchte oder wenn die versproche-
nen Rechtsgarantien ein paar Entfaltungsmöglichkeiten der 
Macht behinderten. Von da an ist es nicht mehr weit zu der 
Vermutung, dass mancherlei Vorkommnis den Staaten ins eigne 
„Befreiungskonzept“ von den Fesseln verpönter Handlungs-
möglichkeiten passte. Der internationale Terrorismus oder 
was man dafür hielt, passte der deutschen Politik recht gut 
ins Konzept, verpönte Auslandseinsätze der Bundeswehr mit 



auch bereits gefechtstätigen Befugnissen durchzusetzen. 
Wenn es wirklich nur eine vorübergehende Begrenzung der 
rechtsstaatlichen Vertrauengrundsätze bis zur Wiederkehr 
einer neuen Schönwetterlage wäre, könnte die Vernunft fähig 
sein, einige Freiheitsbeschränkungen zu akzeptieren –aber 
die Freiheitsbeschränkungen unter dem Vorwand von Terror, 
Kriegsgefahr oder subversiven Untergrabern der freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung (FDGO) blieben ja immer 
beschränkt, wenn sie mal beschränkt worden waren. 
Scheinbar gibt es keine „vorübergehenden Freiheitsbeschrän-
kungen“. „Vorübergehende Steuererhöhungen“ wurden ja auch 
nie wieder rückgängig gemacht. Im Ganzen ist das Buch mora-
lisierend, klagend, mahnend – aber es bietet keine Lösung 
des Trend zur Freiheitsbeschränkung an.
(Heribert Prantl, „Der Terrorist als Gesetzgeber. Wie man 
mit Angst Politik macht“, Droemer-Verlag, München 2008)

„Das Schmunzeln des Staates über den Verfassungsernst 
seiner Bürger“

Staat und Bürger lesen die Verfassung unterschiedlich.
Wenn der Staat mit dem gleichen Verfassungsernst wie die 
Bürger am grundrechtlichen Wohlergehen interessiert wäre, 
wäre ein Buch wie der seit 1997 erscheinende jährliche 
Grundrechtereport nicht nötig. Der Schutz der Verfassung 
wäre mit dem Namen der hierfür beauftragten Behörde iden-
tisch. „Die wirklichen Gefährdungen unserer freiheitlich-
demokratischen Grundordnung und damit der Grundrechte und 
des Rechtsstaates gehen im Wesentlichen von staatlichen 
Institutionen aus“, steht daher in der Inhaltsbeschrei-
benden Kurzzusammenfassung auf der Einbandrückseite des 
aktuellen Grundrechtereports 2016. Mehrere herausgebende 
Bürgerrechtsgruppierungen mit etwa 30 Autoren von redakti-
onellen Beiträgen haben sich für die Erarbeitung des Textes 
eingesetzt. 
Nacheinander beleuchten die Autoren die Lage der Grundrech-
te von der Unantastbarkeit der Menschenwürde über folgende 



weitere Rechtsgüter: freie Entfaltung der Persönlichkeit, 
Freiheit der Person und Recht auf Unverletzlichkeit des Le-
bens, Gleichheit vor dem Gesetz, besonderer Schutz von Ehe 
und Familie, Aufsicht des Staates über das Schulwesen, Ver-
sammlungsfreiheit, Vereinsfreiheit, Briefgeheimnis, Unver-
letzlichkeit der Wohnung, Asylrecht für politisch Verfolg-
te, Nutzunng von Rechtswegen, Unterordnung der Exekutive 
unter Recht und Gesetz, und die Beschränkung der Freiheit 
unter selbst gesetzlich definierten Bedingungen, unter 
denen  die Beschränkung erlaubt sein soll. Mit anderen 
Worten: 15 vom Grundgesetz, also der Verfassung, benannte 
Grundregeln werden dahingehend untersucht, ob jemand  und 
wer gegen sie verstößt. Die kritischen Blicke betreffen 
Grundrechtebeschränkungen von Hartz-Vier-Opfern, insbe-
sondere die permanente Verletzung von deren Menschenwürde 
durch den Ausschluss aus der Gesellschaft einfach durch den 
Mangel an finanziellen Mitteln für Theater, Bildungsreisen, 
Klassenfahrten für die Kinder und Bildung. Übrigens: Wuss-
ten Sie, dass Kinder von Flüchtlingen, wenn sie auf deut-
schem Boden von ihren Eltern getrennt werden, „UmF“ genannt 
werden? Die Abkürzung heißt „unbegleiteter minderjähri-
ger Flüchtling“, und um ihn wird sich dann mittels einer 
GU gekümmert. GU heißt „Geschlossene Unterbringung“, also 
ein Heim ohne Ausgang. Schon klar, dass man bei solcherlei 
Wortbedeutung lieber eine Abkürzung benutzt. Perversion und 
Würdelosigkeit eines zum Gegenteil verpflichteten Staates 
werden an solchen Beispielen deutlich. Wobei man - und das 
ist die große Schwäche des Grundrechteports – den Einzelta-
ten der Grundrechtsverletzungen nicht die Fülle der kleinen 
Beispiele entgegensetzt, in denen die Würde des Menschen 
auch von Menschen geachtet wird, die sich beim Achten nicht 
bewusst sind, eine Verfassungspflicht zu erfüllen. 
Fazit: Die Verletzung der Grundrechte geht von staatlichen 
Institutionen aus, die Wahrung der Rechte aber von Dir und 
Mir, von einfachen Leuten, von Bürgern und solidarische  
Armen, also vom Volk.
(Grundrechtereport 2016, Fischer-TB, Frankfurt 2016)



Feuilleton-Zeitgeist
====================

„Terrorthomas, NATO-Gipfel und BND-Gesetz“

Kein Vorbild für Friedensverantwortung in Sicht
Unter den Staatschefs, Regierungschef, Außenpolitikern, 
Sicherheitspolitikern gibt es derzeit vom Atlantik bis 
zum Ural und vom Nordkap bis zum Mittelmeer keinen, der 
als verantwortungsvoller besonnener Friedenswahrer vor-
bildhaft wäre. Nicht einmal Außenminister Frank-Walter 
Steinmeier, obwohl der den NATO-Heißspornen „Säbelras-
seln“ gegenüber Moskau vorwarf. 
In dieser Flugblatt-Ausgabe führt zur Zeit eine fünfspu-
rige Bibliographie vom „Terroristen als Gesetzgeber“ (He-
ribert Prantl, 2008) über den „Grundrechtereport 2016“ 
bis hin zu den Texten des Anti-Terror-Gesetzes und des 
BND-Gesetzes mit der Krönung durch das Weißbuch der Bun-
deswehr 2016 zu einer Beschreibung ungemütlicher Vorah-
nungen bezüglich der Fortdauer eines Friedens ohne Mord 
und Zerstörung durch zwischenstaatliche Kriege, vermisch-
te Kriege, Antiterrorkriege oder einfach nur durch Ban-
denkriege.

Der NATO-Gipfel: 139 Kriegstöne.
Die NATO ist die Verteidigungsbeauftragte der westli-
chen Wertegemeinschaft. Das Bündnis ist ein militärischer 
und politischer Rahmen, in welchem die Mitglieder ihren 
selbstgestellten Missionen nachgehen. Die selbstgestell-
ten Missionen heißen: kollektive Sicherheit und Vertei-
digung der Bündnismitglieder gegen äußere Bedrohungen, 
Angriffe und Gefährdungen der sogenannten „Wertegemein-
schaft“. Wertegemeinschaft ist ein schwammiger Begriff 
zur moralischen  Schmückung der westlichen Demokratien 
gegenüber repressiven und diktatorischen Geschäftspart-
nern und Profitkomplizen und den Geschäftspartnern und 
Profitkomplizen der zwischen Repression und Diktatur lie-



genden Nationalstaaten in einer Art Grauzone, bei der 
nicht klar ersichtlich ist, wohin der Staat tendiert.
Ungefähr seit dem Krieg in Syrien und besonders seit dem 
russisch-ukrainischen Krieg befindet sich die NATO zumin-
dest in Teilen ständig in Manöverlage. Allein im Juli 
2016 führte die NATO vier Manöver in Estland, den Nieder-
landen und Polen durchgeführt. Für September sind noch 
einmal neun Manöver in Bulgarien, Frankreich, Italien, 
Deutschland , Belgien , Kosovo, Lettland, Spanien und – 
jedenfalls laut Plan noch, trotz Erdogans unheimlicher 
innerer Operationen zum Machterhalt – in der Türkei. 
Das offizielle Abschlußerklärung der NATO über ihr Gipfel-
treffen in Warschau erfolgte nach dem NATO-Manöver „Ana-
konda“ im Baltikum unmittelbar vor Russlands Grenzen. 
Unabhängig davon, was die NATO-Führung und die jeweili-
gen Militärstäbe der beteiligten Staaten über die Manö-
veraufgaben und die Manöverauswertung dachten, beginnt 
die Abschlusserklärung in bekannter rhetorischer Tradi-
tion mit der Betonung ihrer Rolle in einem System kol-
lektiver Sicherheit. Die Wahrung der Werte, die Achtung 
des Völkerrechts und das Zusammenleben der Völker und 
Staaten in Frieden und Freiheit will sich die NATO wei-
terhin auf die Fahnen schreiben. Ein Jammer bloß, meint 
sie, dass Kritiker nicht erkennen, an welche verschlim-
merten Bedingungen sie ihr Wirken anpassen muss. das geht 
so ungefähr von Punkt 1 bis 9. Dann lässt die NATO die 
Katze aus dem Sack. Die Katze ist der mauzende Ankläger, 
welcher der Öffentlichkeit sagt, wen die klageführen-
de NATO als Haupttäter hinter Terrorismus, Instabilität 
und Schwächung der Demokratien sieht: Russland ist’s. wer 
hätte das gedacht? Russland hat nämlich die NATO-Manöver 
vor der eigenen Haustür mit Flugzeugen beobachtet, weil 
man von oben einen besseren Überblick hat. Darf man aber 
nicht, sagt die NATO. Wörtlich sagt sie:

„Rußlands jüngste Aktivitäten und politische Schritte ha-
ben die Stabilität und die Sicherheit verringert. Die 



Unvorhersagbarkeit hat sich vergrößert und die ganze Si-
cherheitslandschaft verändert. Während die NATO zu ihren 
Verpflichtungen steht, hat Russland alle Werte, Prinzipien 
und Verpflichtungen gebrochen, die die NATO-Russland-Part-
nerschaft ausmachen. Die Entscheidungen, die wir getrof-
fen haben, stimmen vollkommen mit unseren internationalen 
Verpflichtungen überein. Daher kann niemand unsere Ent-
scheidungen als Widerspruch zu den Grundlagen der NATO 
mit Russland betrachten.“

- und zwar nicht einmal dann, wenn es permanente Verstöße 
der NATO gegen Vereinbarungen gibt. 1990 mit dem Ende der 
Blockkonfrontation und der deutschen Einheit verpflichte-
te sich „Der Westen“ gegenüber Russland, dass es keine 
NATO-Osterweiterung geben werde. Sie ist durch die Mit-
gliedschaft des Baltikums und Polens vollzogen. Aber nach 
NATO-Lesart entspricht die Osterweiterung genau dem Geist 
des Osterweiterungsverbotes. Damit sind Punkt 9 und 10 
durch. In Punkt 17 heißt es noch einmal ausdrücklich:

„Rußland trägt die alleinige Verantwortung für die ernst-
hafte Verschlechterung der Menschenrechtslage auf der 
Krim.“

Dass aber insbesondere Amerika eine Destaniliserungstak-
tik mit dem Namen Special Forces unconventionell warfare“ 
(unkoventionelle Kriegsführung von Spezialkräften) anwen-
det, interessiert die Rechthaber der NATO nicht. 

Bis zum Punkt 25 zieht sich die Verdammung Russlands hin. 
Dem Land wird überhaupt keine Option gelassen außer der, 
das zu tun, was die NATO sagt. Wenn „hybrider Krieg“ sich 
als „unkenntliche Vermischung verschiedener Gewaltformen 
zu dem gleichen Zweck wie herkömmliche Kriege“, dann ist 
die NATO-Abschlusserklärung eine Kriegserklärung an Russ-
land und eine Warnung an alle anderen. So kann man nicht 
in den internationalen Beziehungen herumrüpeln. 



Terrorthomas und BND-Gesetz
Bestimmt wird der schießende Mörder von Münchens Ein-
kaufszentrun am Olympiastadion nachträglich als Bestäti-
gung für die Richtigkeit des Antiterrorgesetzes betrach-
tet, welches die Bürgerrechtsgruppe „Digital Courage“ 
nutze, um Innenminister Thomas de Maiziere den Spitznamen 
„Antiterrorthomas“ zu verpassen. Bei diesem Gesetzent-
wurf scheint die personelle Aufstockung von Verfassungs-
schutz, Bundespolizei und des Bundesdatenschutzes inter-
essant. Der Verfassungsschutz soll 2,9 Millionen Euro pro 
Jaht bekommen, die Bundespolizei 1,4 und die Datenschüt-
zer, die sich mit dem Schutz der zusätzlichen Datenberge 
vor amtlichem Missbrauch befassen müssen, bekommen ledig-
lich 350.000. Das ist eine klare Verteilung von Priori-
täten. Beim BND ist es ähnlich. 12 neue Dienststellungen 
sollen entstehen, un alle Planstellen zusammen kosten pro 
Jahr 1,6 Millionen. 8 Planstellen sind für die Führungs-
ebene des höheren Dienstes vorgesehen, 3 kommen in den 
gehobenen Dienst und 1 Staatsdiener kommt in den mittle-
ren Dienst. Das hört sich an, als ob der Eine schnell zu 
identifizieren wäre. Bundesgerichtshof und Generalbundes-
anwaltschaft bekommen ihre neuen Planstellen – 9 für den 
höheren Dienst, eine für den gehobenen Dienst – auch nach 
dem BND-Gesetz für jährlich 1,5 Millionen Euro. Warum Ge-
richt und Anwaltschaft vom Auslandsnachrichtendienst be-
zahlt werden sollen, ist irgendwie unergründlich. In den 
Hintern gekniffen sind jetzt die Telekommunikationsanbie-
ter, die per Gesetz zum aktiven Mitlauscher in der welt-
weiten Kommunikation und deren inländischen Endstellen 
dienstverpflichtet sind.

Zum Abschluss: Das Weißbuch der Bundeswehr
Das Harmloseste, was man über das Buch sagen kann, ist 
die Tatsache, dass es erschienen ist und beim Verteidi-
gungsministerium geordert werden kann. Wer so unverblümt 
seine Ambitionen äußert, muss sich sehr sicher sein, dass 
Widersprüche und Einwände nichts mehr ausrichten werden. 



Wenn die NATO voll auf hybride Kriegsführung setzt und 
die deutschen inländischen Dienste in Zusammenarbeit mit 
ausländischen Partnerdiensten ihren Teil leisten, um die 
geplanten Kriege verdeckt zu halten, muss die Bundeswehr 
dabei sein. Und das alles lässt die Deutung zu, das sehr 
Übles im Gange ist. 
 
FEUILLETON-KULTURBETRIEBLICHES
==============================

Schach in Apolda, Kunst und Hobby in Schönberg und 
Literaturförderung in Mecklenburg

Apolda. Das Schachspiel feiert in Apolda das 25-jähri-
ge Schach-Open. Hell wie Apoldaer Glockenklang vernimmt 
man auch Apoldas großer Schwester Weimar die jahrelan-
gen Bemühungen der Sektion Schach der Turn-und Sport-
gemeinschaft TSG Apolda und Deutschen Schachjugend zur 
Förderung des Schachspiels in Thüringen. Die 25. Apolda-
er Schach Open finden vom 25. bis 28. August 2016 in der 
Stadthalle Apolda statt. Telefonische Anmeldungen sind 
unter 03644 / 54970136 und 03644 / 651800 möglich.
Schönberg.  Zum 10. Male findet vom 20. bis 27. August 
2016 die Ausstellung „Kunst und Hobby“ in der Schönber-
ger Palmberg-Halle statt. Zu sehen und zu kaufen gibt es 
regionale Kunsterzeugnisse von Malerei und Grafik, Litera-
tur, Schmuck-Design, Fotografie, Kunsthandwerk und Handar-
beiten. Täglich von 10 bis 17 Uhr.
Rostock. Etwa 18 aktive Literaturinteressenten vom 
Schriftsteller bis zum Verleger besprachen am 22. Juli in 
Rostock Schritte zur Förderung der Literatur in Mecklen-
burg-Vorpommern. Um das Bundesland zum Leseland zu ge-
stalten, nimmt der Literaturrat Mecklenburg –Vorpommern 
die Erschaffung einer umfassenden Literaturdatenbank in 
Angriff, in der dann alle Schriftsteller, Ajutoren ud un-
bekannte Textkünstler sowie Kleinverlage mit einer Orts-
und einer Namenssuchfunktion erforscht werden können. 



Vorbild dafür soll eine bereits besehende Literaturdat-
genbank des Freistaates Thüringen sein. Wenn es gelingt, 
dass gegeneinander gerichtete Konkurrenzdenken abzulegen, 
kann ein literarisches Band von der blauen Ostsee zur 
grünen Lunge Thüringen flattern. 



DAS FOTO
========

Neben der Rostocker Marienkirche steht diese Skulptur ei-
ner Ziege. Auf einer Tafel steht, sie sei von Gerhard 
Rommel geschaffen worden und stelle eine Afrikanische 
Bergziege dar. 



ANZEIGE GRUPPE 20
=================

Artikel 20 GG: 
1. Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer  
und sozialer  Bundesstaat. Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus
2. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch 
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt 
und der Rechtsprechung ausgeübt 
3. Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung , 
die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind an Ge-
setz und Recht gebunden.
4. Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu besei-
tigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn 
andere Abhilfe nicht möglich ist.

Sinnhaftigkeit ist eine motivierende Kraft
Pflichten ohne Sinn kann man nicht mit Lust, Elan und Lie-
be erfüllen. Das beweist der sinnloseste aller Dienste, 
nämlich der Wehrdienst. Ehrenämter hingegen können Kraft 
zum Engagement durch die Sinnhaftigkeit von Altenpflege, 
Migrationsunterstützung, Essenversorgung, Einkaufshilfe, 
Unterstützung zur aktiven Lebensgestaltung, die allein 
nicht mehr möglich ist, geben. Wenn unsinnige Aufgaben 
.bezahlt werden, sinnvolle Arbeiten aber als entgeltfrei-
es Ehrenamt unbezahlt bleiben, so ist das verfassungswid-
rig. Denn Eigentumn verpflichtet. Auch zum Bezahlen 
menschenwürdiger Löhne und Renten.



BARON VON FEDER
===============

„Beiderseitige und Gegenseitige Transparenz“

Die NATO schreibt in ihrem Abschlussbericht, dass sie 
sich Transparenz wünscht. Das ist schön. Ähnliches woll-
te Edward Snowdon auch. Aber Snowdon wollte sie für die 
Öffentlichkeit. Die NATO will sie nur von den Ländern, 
die sie zur Begründung ihrer Existenz als Gegner auserko-
ren hat. Im Falle ihres Abschlussberichtes ist der Geg-
ner hauptsächlich Russland. Sie nennt nennt das Streben 
nach Transparenz „reciprokal“, das heisst „gegenseitig“. 
An Stellen, in denen es um den Informationsaustausch mit 
Schweden und Finnland geht, nennt sie die Transparenz 
„mutual“, das heisst „beiderseits“. Gegenseitig bezieht 
sich also immer nur auf die Gegenseite, während beider-
seitig die eigene Seite mit einschliesst. Ich darf das am 
BEispiel des Entkleidens erläutern: Gegenseitig heisst: 
Ich ziehe dich aus und du mich - wenn dun es schaffst. 
Beiderseits heisst: Ich ziehe dich aus und du mich, und 
wir schaffen das jeweils beide. Die NATO will Russland 
bildlich  gesprochen die Hosen runterziehen und ihre oben 
lassen. Mit Finnland will sie ein anderes Spiel treiben. 
Die NATO will Finnland um die Hüften fassen und die Hosen 
runter streifen. Finnland soll das gleiche mit der NATO 
tun. Mit fremden Händen um den Hüften sind die Optionen 
wohl auch ein wenig beschränkt. 
FAZIT: Besser als beiderseitig oder gegenseitig wäre all-
seitig. Und das am Besgten zeitgleich. Sofort. Also un-
verzüglich. Wir brauchten sie bis DATO nicht - nun machen 
wir die NATO dicht.


